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Prof. Dr. Renate Köcher
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Volksparteien in der 
Abwärtsspirale?

Die Neigung, unter dem Eindruck der aktuel-
len Entwicklung und Situation zu extrapolie-
ren, ist in der Regel groß. Das gilt auch für die
Prognosen zur Zukunft der Volksparteien und
insbesondere der SPD. Nach den letzten Bun-
destagwahlen gilt vielen als ausgemacht, dass
die Zeiten endgültig vorbei sind, in der eine
der Volksparteien mit einem kleinen Koaliti-
onspartner eine Mehrheitsregierung bilden
konnte. Der SPD wird sogar teilweise eine Zu-
kunft vorhergesagt, in der sie von ihrer Stärke
und Struktur her nicht mehr den Anspruch er-
heben kann, Volkspartei zu sein, sondern sich
in die größer werdende Phalanx der kleinen
Parteien einreihen muss. 

Die Mehrheit der Bürger glaubt zurzeit, dass
die Zeit der großen Volksparteien vorüber ist.
51 Prozent sind überzeugt, dass ihre Schwä-
chung nachhaltig ist, während nur knapp jeder
Dritte von einer vorübergehenden Schwäche-
phase und nachfolgenden Erholung ausgeht.
Die Anhänger der SPD sind hier wesentlich
skeptischer als die der Unionsparteien.

Die langfristige Entwicklung der Volkspartei-
en bei Bundestagswahlen scheint diese These
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auf den ersten Blick zu bestätigen. Zwischen
der Mitte der 60er und Mitte der 80er Jahre er-
reichten Unionsparteien und SPD zusammen
bei Bundestagswahlen stolze, ja fast erdrük-
kende 87 bis 91 Prozent. Zwischen 1990 und
2002 bewegte sich der Anteil der Stimmen,
die auf die Volksparteien entfielen, in der en-
gen Bandbreite zwischen 76 und 78 Prozent.
Diese Stabilität bildet einen bemerkenswerten
Kontrast zu den letzten vier Bundestagswah-
len, bei denen der Rückhalt für die Volkspar-
teien zwischen 70 und 53 Prozent extrem
schwankte. Diese vier Wahlen zeigen keines-
wegs einen eindeutigen Trend: 2005 mussten
Unionsparteien und SPD zusammen einen
Verlust von 7 Prozent hinnehmen, 2009 dann
von weiteren 13 Prozent; bei der Wahl 2013
legten sie dagegen wieder 10 Prozent zu, ver-
zeichneten dann aber 2017 mit 14 Prozent ih-
ren stärksten Verlust. Die starken Verluste von
2009 gingen primär auf die SPD zurück, die
Verluste im letzten Jahr primär auf Einbußen
der CDU/CSU; in beiden Fällen gibt es in der
Nachkriegsgeschichte keine vergleichbar gro-
ßen Verluste einer Volkspartei. 

Die starken Schwankungen in der Unterstüt-
zung für die Volksparteien, die seit 2005 zu
beobachten sind, werden oft als Ergebnis vola-
tilerer Einstellungen und Prioritäten in der Be-
völkerung interpretiert. Die Grundhaltungen
der Bevölkerung sind jedoch bemerkenswert
stabil, und ihre politischen Prioritäten und da-
mit auch Erwartungen an eine Regierung än-
dern sich im Allgemeinen nur parallel zu ein-
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schneidenden Ereignissen und Veränderungen
der aktuellen Lage und politischen Herausfor-
derungen. In solchen Situationen können auch
die Parteipräferenzen stark in Bewegung gera-
ten, dann nämlich, wenn die Volksparteien aus
der Sicht vieler Bürger nicht angemessen rea-
gieren oder eine spezifische Koalitionskon-
stellation ihrem Eindruck nach nicht zu den
Herausforderungen "passt". Letzteres war
2009 der Fall. Zwischen 2005 und 2009 stand
für die Bevölkerung die wirtschaftliche Erho-
lung und Belebung des Arbeitsmarktes im
Mittelpunkt; eine Fortsetzung der großen Ko-
alition hielten zu diesem Zeitpunkt viele für
weniger ideal als ein schwarz-gelbes Bündnis.

Die Wahl von 2013 war dagegen zum einen
von dem jahrelangen Aufschwung geprägt,
der immer mehr Breitenwirkung entfaltete,
zum anderen von dem unglücklichen Agieren
der FDP, die sich in der Koalition völlig dis-
kreditiert hatte. Beide Volksparteien legten zu,
besonders die Unionsparteien, die mit 41,5
Prozent ein Ergebnis erzielten wie zuletzt in
der Mitte der 90er Jahre. Bis Mitte 2015 än-
derte sich an den Parteipräferenzen der Bürger
nur wenig. Noch im Sommer 2015 hatten die
beiden Volksparteien die Unterstützung von
zwei Dritteln der Wahlberechtigten, genauso
wie bei der vorherigen Wahl. Nichts deutete in
der Mitte der Legislaturperiode auf eine starke
Dezimierung der Volksparteien hin.

Der Spätsommer und Herbst 2015 veränderte
die Situation grundlegend. Unter dem Ein-
druck des Flüchtlingszustroms änderte sich die
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politische Agenda der Bevölkerung. Die Kon-
trolle und Steuerung von Migration sowie in-
nere Sicherheit wurden zu zentralen Anliegen
und damit zu einem wesentlichen Kriterium
für die Bewertung der Regierungsleistung.
Beide Volksparteien hielten nach diesen Krite-
rien der Prüfung nur unzureichend stand. Das
gilt insbesondere für die Unionsparteien, die
an sich am ehesten als Garanten von innerer
Sicherheit und einer Zuwanderungspolitik mit
Augenmaß galten. Gerade auf diesen Feldern
hatte die CDU/CSU jedoch erheblich an Ver-
trauen eingebüßt. Dies prägte die letzte Wahl
und führte zu Verlusten, wie sie die Unions-
parteien in diesem Ausmaß noch nicht erlebt
hatten; gravierender als dieser Verlust ist je-
doch die veränderte Konkurrenzsituation für
die Unionsparteien. Während der SPD im lin-
ken Teil des politischen Spektrums erst durch
die Grünen, dann durch die Linke Konkurrenz
erwuchs, sieht sich die CDU/CSU zum ersten
Mal einer ernstzunehmenden Konkurrenz von
rechts ausgesetzt. 

Angesichts dieser Entwicklungen liegt es
nahe, von einer andauernden Schwächung der
Volksparteien auszugehen. Einiges deutet je-
doch darauf hin, dass beide Volksparteien zur-
zeit weit unter ihren Möglichkeiten bleiben.
42 Prozent der Wahlberechtigten können sich
zurzeit vorstellen, dass sie bei der nächsten
Bundestagswahl die Unionsparteien unterstüt-
zen, 32 die SPD. Diese weiten Potentiale wer-
den zwar nie ausgeschöpft. Es ist jedoch be-
merkenswert, dass sie heute nur marginal un-
ter den Potentialen im Wahljahr 2013 liegen,
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in dem beide Volksparteien ein signifikant
besseres Ergebnis erzielten. 

Und die Vision, dass die Volksparteien dauer-
haft geschwächt sein könnten, ist auch für die
Mehrheit der Bürger keineswegs verheißungs-
voll. Hier hat es in letzter Zeit ein bemerkens-
wertes Umdenken gegeben. Unmittelbar nach
den Wahlen von 2009 und auch 2017, aus de-
nen beide Volksparteien geschwächt hervor-
gingen, sah die Mehrheit diese Entwicklung
relativ entspannt. So waren noch Anfang Ok-
tober 2017 nur 27 Prozent der Bürger über-
zeugt, dass eine Schwächung der Volkspartei-
en dem Land insgesamt schadet. Jetzt glauben
dies 50 Prozent. Die langwierigen und am
Ende gescheiterten Jamaika-Verhandlungen
und die folgende mühsame Einigung auf die
Fortsetzung der großen Koalition haben vielen
den Wert starker Volksparteien vor Augen ge-
führt. So ist die überwältigende Mehrheit
überzeugt, dass eine Schwächung der Volks-
parteien generell die Regierungsbildung er-
schwert, extreme Parteien stärkt und Zweier-
Koalitionen immer unwahrscheinlicher macht.
76 Prozent gehen davon aus, dass die Regie-
rungsbildung dann immer schwieriger wird,
62 Prozent, dass extreme Parteien gestärkt
werden. Die Mehrheit ist darüber hinaus über-
zeugt, dass die Stabilität von Regierungen lei-
det, wenn die Volksparteien schwächer wer-
den, und dass es immer schwieriger wird, sich
auf größere Reformvorhaben zu verständigen. 

Es ist auch nicht so, dass sich die Profile der
beiden Volksparteien in den Augen der Bürger
bis zur Unkenntlichkeit angleichen, wie oft
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vermutet wird. Viel mehr stehen beide Partei-
en nach dem Eindruck der Bürger für eine
ganz unterschiedliche politische Agenda: die
Unionsparteien für eine Stärkung der Wirt-
schaft, europäische Integration, die Stabilisie-
rung der Währung, solide Staatsfinanzen und
neuerdings zunehmend auch wieder innere Si-
cherheit, die SPD dagegen für Mindestlöhne,
soziale Gerechtigkeit, die Verteidigung des
Sozialstaates, Toleranz gegenüber anderen
Kulturen, Gleichberechtigung und die Verein-
barkeit von Familie und Beruf. 

Auch unabhängig von der aktuellen politi-
schen Agenda hat die Bevölkerung sehr klare
Vorstellungen von dem sozialdemokratischen
Wertekanon. So zählt die überwältigende
Mehrheit gleiche Bildungs- und Aufstieg-
schancen für alle zu den wichtigsten sozialde-
mokratischen Werten und Anliegen, den
Schutz von Arbeitnehmerrechten, die Unter-
stützung von sozial Schwachen, die Förderung
von Familien und die Verringerung sozialer
Unterschiede. Und die große Mehrheit ist kei-
neswegs überzeugt, dass dieser Wertekanon
nicht mehr zeitgemäß ist. Knapp zwei Drittel
der Bürger halten sozialdemokratische Ziele
und Werte auch heute für wichtig und zeitge-
mäß, nur 17 Prozent für überholt. 

Dies allein ist jedoch kein Garant guter Wahl-
ergebnisse. Ob die Agenda, die den Volkspar-
teien zugeordnet wird, ihnen bei Wahlen star-
ken Rückhalt sichert, hängt wesentlich davon
ab, wie die aktuellen politischen Herausforde-
rungen beschaffen sind und wieweit die Agen-

- 6 -

Schaubild 4

Tabelle A 3

Tabelle A 4

Tabelle A 5



da der Parteien zu diesem Umfeld passt. So
positiv die Mehrheit der Bürger die sozialde-
mokratische Agenda bewertet, bot sie in wei-
ten Teilen keine zufriedenstellenden Antwor-
ten für die Sorgen der Mehrheit über die Ent-
wicklung von Migration, innerer Sicherheit
und Terror. So ist der entschiedene Kampf ge-
gen Kriminalität nach Überzeugung der gro-
ßen Mehrheit weder Bestandteil des sozialde-
mokratischen Wertekanons noch der aktuellen
politischen Agenda der Partei. In Bezug auf
Migration wurde die Position der SPD immer
eher mit möglichst offenen Grenzen als einer
kontrollierten Steuerung verbunden. 

Dazu kommen Verteilungsfragen neuer Art,
die gerade den Anwalt sozialer Gerechtigkeit
besonders fordern. Seit 2015 ist die Mehrheit
der Bürger stabil überzeugt, dass für Flüchtlin-
ge mehr getan wird als für bedürftige Deut-
sche. Auch unter den Anhängern der SPD tei-
len immerhin 47 Prozent diese Einschätzung.
Im Konflikt um die Entscheidung der Essener
Tafel, vorübergehend einen Aufnahmestopp
für Ausländer zu verhängen, solidarisieren
sich 61 Prozent der Bürger, 56 Prozent der
Anhänger der SPD mit den Verantwortlichen
der Essener Tafel. Hier gibt es einen breiten
parteiübergreifenden Konsens, von dem sich
lediglich weite Teile der Grünen distanzieren.

In diesem Umfeld müssen beide Volksparteien
ihre Position reflektieren. Die Unionsparteien
haben zwar in Bezug auf ihr Bemühen um in-
nere Sicherheit wieder Terrain gut machen
können. Der Anteil der Bürger, der eine ent-
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schiedene Kriminalitätsbekämpfung der
Agenda der CDU/CSU zuordnet, ist wieder
von 42 auf 57 Prozent angestiegen. Auch die
Überzeugung, dass die Union eine Steuerung
und Begrenzung der Zuwanderung anstrebt,
wächst wieder, allerdings von niedrigem Ni-
veau aus. Migration, Integration und auch in-
nere Sicherheit werden auf absehbare Zeit in
der Agenda der Bürger eine zentrale Rolle
spielen, und beide Volksparteien haben sich
auf diese Entwicklung nur unzureichend ein-
gestellt. 

Dazu kommen die parteiinternen Konflikte,
die in den letzten Monaten das Bild beider
Parteien stark prägten. Im Februar nahmen 75
Prozent der Bürger die SPD als zerstritten
wahr, die CDU/CSU 46 Prozent. Zurzeit bil-
det sich dieser Eindruck langsam zurück, bei
beiden Volksparteien. Gleichzeitig zeichnen
sich erste Erholungstendenzen beider Parteien
ab. Es ist zu früh, von einer Trendwende zu
sprechen. Ob dies gelingt, hängt von den Er-
folgen der Regierungsarbeit, einer stärkeren
Auseinandersetzung mit den Sorgen und An-
liegen der Bürger und natürlich auch von Per-
sonen ab. Schon die personelle Konstellation
macht vorauseilende Prognosen für die weite-
re Entwicklung der Volksparteien unmöglich,
da die nächste Wahl in einer weitgehend neu-
en Aufstellung bestritten wird.
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U N T E R S U C H U N G S D A T E N 

Befragter Personenkreis: Deutsche Wohnbevölkerung ab 16 Jahre in
der Bundesrepublik Deutschland

Anzahl der Befragten: 1256

Befragungszeitraum: 2. bis 15. März 2018

Methode: Repräsentative Quotenauswahl

Art der Interviews: Mündlich-persönliche Interviews 
(face-to-face)



 A n h a n g t a b e l l e n 



 

Tabelle A 1
Bundesrepublik Deutschland

Bevölkerung ab 16 Jahre

Die gegenwärtige Schwäche der Volkspartei-
en ist für die meisten nicht nur vorübergehend

FRAGE: "Hier unterhalten sich zwei über die Volksparteien CDU und SPD. 
 Welcher von beiden sagt eher das, was auch Sie denken?" 
 (Bildblattvorlage)

Bevölk. Anhänger der -
insg. ------------------------------------------------

CDU/ SPD FDP B.90/ DIE AfD
CSU Grüne LINKE

% % % % % % %

"Ich habe den Eindruck, dass
die Zeit der großen Volksparteien
vorbei ist. CDU und SPD werden
nie wieder so stark werden
wie früher." .....................................51 39 ......53 ...57 ......47.......66.....70

"Das sehe ich anders. CDU und
SPD hatten in ihrer Geschichte
immer wieder Schwächephasen.
Auch diese Schwächephase wird
vorübergehen, und die Volks-
parteien werden sich wieder
erholen." .........................................30 44 ......31 ...21 ......32.........9.......7

Unentschieden ...............................19 17 ......16 ...22 ......21.......25.....23
                                          
100 100 100 100 100 100 100

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 11083, März 2018



Tabelle A 2
Bundesrepublik Deutschland

Bevölkerung ab 16 Jahre

Die Potenziale von SPD und CDU/CSU sind
derzeit immer noch bemerkenswert hoch

FRAGE: "Welche Partei oder welche Parteien kämen für Sie bei der nächsten 
Bundestagswahl in Frage, welche könnten Sie sich vorstellen zu 
wählen?"

Bevölkerung insgesamt
-------------------------------

Sept. März
2013 2018

% %

CDU/CSU ......................................................................45................42

SPD ...............................................................................36................32

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfragen 11013, 11083

Auszug aus den Vorgaben



 

Tabelle A 3
Bundesrepublik Deutschland

Bevölkerung ab 16 Jahre

Zielprofil der CDU

FRAGE: "Was meinen Sie: Wofür steht die CDU, wofür setzt sich die CDU 
besonders ein? Bitte legen Sie einfach die entsprechenden Karten 
heraus!" (Kartenspielvorlage)

Bevölk. insg.

%

Die Wirtschaft stärken..........................................................................76
Förderung des Wirtschaftswachstums.................................................72
Europäische Einigung, Zusammenwachsen Europas .........................66
Für einen stabilen Euro........................................................................64
Sicherheit, Bekämpfung der Kriminalität ..............................................57
Die Staatsverschuldung bekämpfen ....................................................56
Christliche Werte..................................................................................51
Für ein mehrgliedriges Schulsystem und die Beibehaltung
der Gymnasien.....................................................................................42
Toleranz gegenüber anderen Kulturen ................................................39
Begrenzung der Zuwanderung ............................................................35
Erneuerbare Energien fördern .............................................................34
Gleichberechtigung von Frauen durchsetzen ......................................28
Für bessere Schulen............................................................................27
Den Sozialstaat verteidigen .................................................................27
Bessere Vereinbarkeit von Familie und Beruf......................................26
Mindestlöhne........................................................................................23
Soziale Gerechtigkeit ...........................................................................23
Für auskömmliche Renten sorgen .......................................................23
Chancengleichheit ...............................................................................22
Den Umweltschutz vorantreiben ..........................................................15
Faire Steuern .......................................................................................15
Mut zu Reformen .................................................................................13

Keine Angabe ......................................................................................10

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 11083, März 2018



 

Tabelle A 4
Bundesrepublik Deutschland

Bevölkerung ab 16 Jahre

Zielprofil der SPD

FRAGE: "Was meinen Sie: Wofür steht die SPD, wofür setzt sich die SPD
besonders ein? Bitte legen Sie einfach die entsprechenden Karten 
heraus!" (Kartenspielvorlage)

Bevölk. insg.

%

Mindestlöhne........................................................................................75
Soziale Gerechtigkeit ...........................................................................66
Den Sozialstaat verteidigen .................................................................63
Toleranz gegenüber anderen Kulturen ................................................58
Bessere Vereinbarkeit von Familie und Beruf......................................57
Gleichberechtigung von Frauen durchsetzen ......................................56
Für auskömmliche Renten sorgen .......................................................52
Chancengleichheit ...............................................................................48
Europäische Einigung, Zusammenwachsen Europas .........................45
Für bessere Schulen............................................................................41
Faire Steuern .......................................................................................34
Erneuerbare Energien fördern .............................................................31
Für einen stabilen Euro........................................................................28
Die Wirtschaft stärken..........................................................................25
Förderung des Wirtschaftswachstums.................................................24
Mut zu Reformen .................................................................................23
Sicherheit, Bekämpfung der Kriminalität ..............................................22
Für ein mehrgliedriges Schulsystem und die Beibehaltung
der Gymnasien.....................................................................................22
Den Umweltschutz vorantreiben ..........................................................19
Die Staatsverschuldung bekämpfen ....................................................16
Begrenzung der Zuwanderung ............................................................14
Christliche Werte....................................................................................4

Keine Angabe ........................................................................................8

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 11083, März 2018



 

Tabelle A 5
Bundesrepublik Deutschland

Bevölkerung ab 16 Jahre

Aus der Sicht der Bürger: 
Typisch sozialdemokratische Werte

FRAGE: "Was sind für Sie typisch sozialdemokratische Werte und Ziele? 
Was von der Liste würden Sie nennen?" (Listenvorlage)

Bevölk. insg.
%

Gleiche Bildungs- und Aufstiegschancen für alle.................................74

Schutz von Arbeitnehmerrechten.........................................................73

Unterstützung von sozial Schwachen ..................................................70

Soziale Unterschiede verringern..........................................................68

Förderung von Familien .......................................................................63

Gleiche Chancen für Männer und Frauen............................................62

Vereinbarkeit von Familie und Beruf ....................................................58

Gute Absicherung gegen Krankheit, Arbeitslosigkeit usw. ..................58

Sicherung des Existenzminimums für alle ...........................................55

Schutz von Minderheiten .....................................................................38

Gute Integration von Ausländern bzw. Zuwanderern...........................38

Offenheit gegenüber Zuwanderung und anderen Kulturen..................36

Niedrige Steuern und Abgaben............................................................29

Umweltschutz.......................................................................................28

Befürwortung von Eingriffen des Staates in die Wirtschaft ..................26

Entschiedenes Vorgehen gegen Kriminalität .......................................26

Leistungsorientierung, Belohnung und Förderung von Leistung .........23

Unterstützung und Förderung der Wirtschaft .......................................16

Stärkung von Eigenverantwortung und Eigeninitiative.........................14

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 11083, März 2018



 

Tabelle A 6
Bundesrepublik Deutschland

Bevölkerung ab 16 Jahre

Verteilungsfragen in Bezug auf Flüchtlinge
sind eine neue Herausforderung beim 
Thema soziale Gerechtigkeit

FRAGE: "Jemand sagte neulich: 'Man kann zurzeit den Eindruck gewinnen, dass 
in Deutschland mehr für Flüchtlinge getan wird als für bedürftige 
Deutsche.' Sehen Sie das auch so, oder sehen Sie das nicht so?"

Bevölk. insg. Anhänger der 
---------------------------- SPD
2015 2017 2018

% % % %

Sehe das auch so .................................55 ......57 .......55 47

Sehe das nicht so..................................32 ......30 .......23 28

Unentschieden, keine Angabe ..............13 ......13 .......22 25
                        
100 100 100 100

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfragen 11048, 11066, 11083



 

Tabelle A 7
Bundesrepublik Deutschland

Bevölkerung ab 16 Jahre

Die Entscheidung der "Essener Tafel" wird
von den meisten als richtig erachtet

FRAGE: "Die Essener Hilfsorganisation 'Tafel', die Lebensmittel an Bedürftige 
 verteilt, hat vor kurzem beschlossen, vorläufig keine Ausländer mehr als 
 neue Kunden aufzunehmen. Begründet wurde dies damit, dass 
 inzwischen drei Viertel der Tafel-Kunden Ausländer sind und die 
 Mitarbeiter der Tafel den Eindruck haben, dass die deutschen Kunden zu
 kurz kommen. Einmal ganz allgemein gefragt: Finden Sie die 
 Entscheidung der Tafel in Essen richtig oder nicht richtig?"

Bevölk. Anhänger der -
insg. ------------------------------------------------

CDU/ SPD FDP B.90/ DIE AfD
CSU Grüne LINKE

% % % % % % %

Richtig ............................................61 60 ......56 ...78 ......31.......62.....95

Nicht richtig.....................................20 20 ......21 ...11 ......39.......27.......x

Unentschieden ...............................19 20 ......23 ...11 ......30.......11.......5
                                          
100 100 100 100 100 100 100

x = Angabe unter 0,5 Prozent

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 11083, März 2018



Tabelle A 8
Bundesrepublik Deutschland

Bevölkerung ab 16 Jahre

Für die Bevölkerung wichtige Themen werden
wieder stärker der CDU/CSU zugeordnet

FRAGE: "Was meinen Sie: Wofür steht die CDU, wofür setzt sich die CDU 
besonders ein? Bitte legen Sie einfach die entsprechenden Karten 
heraus!" (Kartenspielvorlage)

Bevölkerung
insgesamt

----------------------
Jan. März
2017 2018

% %

Sicherheit, Bekämpfung der Kriminalität ..................................42............57

Begrenzung der  Zuwanderung................................................22............35

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfragen 11066, 11083

Auszug aus den Vorgaben



 

Tabelle A 9
Bundesrepublik Deutschland

Bevölkerung ab 16 Jahre

CDU/CSU und SPD werden derzeit wieder als 
weniger zerstritten wahrgenommen

FRAGE: "Glauben Sie, dass die CDU/CSU / die SPD im Großen und Ganzen 
einig oder zerstritten ist?"

Bevölkerung insgesamt
---------------------------------------------------

CDU/CSU SPD
------------------------- -----------------------

Febr. März Febr. März
2018 2018 2018 2018

% % % %

Einig .................................................................28 ...........26 9 ........10

Zerstritten.........................................................46 ...........41 75 ........65

Unmöglich zu sagen ........................................26 ...........33 16 ........25
                        
100 100 100 100

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfragen 11082, 11083



2009: Jahresdurchschnitt .36,0 ...13,5 ..24,0 ....11,5 ...10,5 ......- ....4,5

2010: Jahresdurchschnitt .33,0 ....8,0 ..28,0 ....16,0 ....9,5 ......- ....5,5

2011: Jahresdurchschnitt .33,5 ....5,0 ..28,5 ....19,0 ....7,5 ......- ....6,5

2012: Jahresdurchschnitt .35,5 ....4,5 ..29,0 ....14,5 ....6,5 ......- ...10,0

2013: Jahresdurchschnitt .39,5 ....5,5 ..26,0 ....12,5 ....7,5 ......- ....9,0

2014: Jahresdurchschnitt .40,5 ....4,0 ..26,0 ....10,0 ....8,5 ......6,0 ..5,0

2015: Jahresdurchschnitt .40,0 ....5,0 ..26,0 ....10,0 ....9,0 ......5,5 ..4,5

2016: Jahresdurchschnitt .34,0 ....7,5 ..23,0 ....11,0 ....9,0 .....11,0 ..4,5

2017: 5. bis 19. Januar ..36,0 ....7,0 ..23,0 .....9,0 ....9,5 .....11,5 ..4,0
1. - 15. Februar ...33,0 ....7,0 ..30,5 .....8,0 ....8,0 ......8,5 ..5,0
6. - 19. März ......34,0 ....6,5 ..33,0 .....7,5 ....8,0 ......7,0 ..4,0
1. - 13. April .....36,0 ....6,0 ..31,0 .....7,0 ....9,0 ......7,0 ..4,0
5. - 19. Mai .......37,0 ....9,0 ..26,0 .....8,0 ....8,0 ......8,0 ..4,0
1. - 15. Juni ......40,0 ...10,5 ..24,0 .....7,0 ....8,5 ......6,5 ..3,5
1. - 12.Juli .......39,5 ....9,0 ..25,0 .....7,0 ....9,0 ......7,0 ..3,5
4. - 17. August ....39,5 ...10,0 ..24,0 .....7,5 ....8,0 ......7,0 ..4,0
22. - 31. August ...38,5 ...10,0 ..24,0 .....7,5 ....8,0 ......8,0 ..4,0
6. - 14. September .36,5 ...11,0 ..22,0 .....8,0 ....9,0 .....10,0 ..3,5
13. - 20. September 36,0 ...10,5 ..22,0 .....8,0 ....9,5 .....10,0 ..4,0

7. - 19. Oktober...33,0 ...12,0...20,5 .....9,5 ....9,0.....12,0 ..4,0
22. - 27. November.33,0 ...10,0...21,5 ....11,0 ....9,0.....11,0 ..4,5
1. bis 14. Dez.....34,0 ...10,0...21,0 ....11,5 ....9,0.....11,0 ..3,5

2017: Jahresdurchschnitt 36,0 ....9,0...25,0 .....8,5 ....8,5......9,0 ..4,0

2018: 5. bis 18. Januar .34,0 ...10,0...21,0 ....10,5 ....8,5.....12,0 ..4,0
2. - 15. Februar...32,0 ...11,0...17,5 ....12,0 ....9,5.....13,0 ..5,0
2. - 15. März......34,0 ...10,0...19,0 ....11,0 ...10,0.....12,5 ..3,5

Befragt wurden insgesamt 1.256 Personen
                     

QUELLE: Frankfurter Allgemeine Zeitung, Institut für Demoskopie, IfD-Umfrage 11083

Zweitstimmen-Wahlabsicht Gesamtdeutschland
Allensbacher Berichterstattung für die
Frankfurter Allgemeine Zeitung

Tabelle B 1
Gesamtdeutschland

Wahlberechtigte Bevölkerung
mit konkreter Parteiangabe

Zweitstimmen Gesamtdeutschland
-------------------------------------------------------
CDU/ FDP SPD Bü.90/ DIE AfD Sonstige
CSU GRÜNE LINKE
% % % % % % %

Bundestagswahl
27.9.2009 ...............33,8 ...14,6...23,0....10,7 ...11,9......- ....6,0

Bundestagswahl
22.9.2013 ...............41,5 ....4,8...25,7 .....8,4 ....8,6......4,7 ..6,3

Bundestagswahl
24.9.2017 ...............32,9 ...10,7...20,5 .....8,9 ....9,2.....12,6 ..5,2
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Veröffentlichung in der 

Frankfurter Allgemeinen Zeitung Nr. 68

vom 21. März 2018, S. 8, unter dem Titel:

"Volksparteien in der Abwärtsspirale? Der Tiefpunkt 

 ihres Ansehens scheint zwar überwunden zu sein. 

 Sowohl Union als auch SPD arbeiten aber 

 sozusagen auf Bewährung."






